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Sebastian Balzter

Schwedische Atomkraftwende

Am 1. Februar bekommt Schweden einen neuen Spit-
zenbeamten. Dann tritt der erste nationale Kernkraft-
koordinator des Landes seine Stelle an. Seine Aufga-
be ist nicht etwa die Abschaltung der drei schwedi-
schen Atomkraftwerke in Forsmark, Ringhals und Os-
karshamn.

Es geht vielmehr darum, einen Plan für den Neubau
vonwomöglich zahlreichenzusätzlichenReaktoren im
ganzen Land zu entwickeln.

Das dafür nötige Gesetz ist Anfang des Jahres in Kraft
getreten. Das war der vorläufige Schlusspunkt eines
energiepolitischen Richtungswechsels, der in einem
krassen Kontrast zur Situation in Deutschland steht.
Erst recht, weil auch Schweden einst den Atomaus-
stieg beschlossen hat, sogar per Volksabstimmung.
Das war 1980. Die Mehrheit stimmte aus Sicherheits-
bedenken dafür, dass keine neuen Atomkraftwerke
mehr gebaut undalle Reaktoren vomNetz genommen
werden sollten, sobald genug Energie aus Wasser-,
Wind- und Sonnenkraft erzeugt würde.

Schon das war aus deutscher Sicht eine bemerkens-
wert pragmatische Herangehensweise. Das Ausstiegs-
datumwurde nicht mit einem Kreuz im Kalender fest-
gelegt, sondern an den Ausbau von Alternativen ge-
bunden. Zugleich genügte der Beschluss, um die De-
batte zuberuhigen. Zur ideologischenAufladung taug-
te das Thema danach nicht mehr.

Abgewickelt wurde in Schweden allerdings nicht die
Kernkraft, sondern das Referendum. Das ging Stück
für Stück. Zuerst wurde das Neubauverbot aufge-
weicht. Als sich abzeichnete, dass die Betriebserlaub-
nis der Reaktoren ablaufen könnte, bevor genug grü-
ner Strom ins Netz gespeist würde, wurden Ersatzneu-
bauten an den bestehenden Kraftwerksstandorten er-
laubt. Das war 2010, im Jahr vor demUnglück von Fu-
kushima und dem deutschen Ausstiegsbeschluss.

Zwei Entwicklungen begünstigten danach entschei-
dend die weitere Rehabilitation der Atomkraft in der
schwedischen Öffentlichkeit. Zum einen wurde der
Klimaschutz früher als anderswo ein bestimmendes

Thema. Greta Thunberg ist nicht umsonst in Schwe-
den zu Hause. Der Energiemix des Landes passt dazu:
Kohle und Erdgas spielen keine Rolle, Wasserkraft und
Atomkraft sind die tragenden Säulen. Das sorgt für ei-
ne hervorragende CO2 -Bilanz.

Auch Schweden wollte einst seine Reaktoren abschal-
ten. Jetzt stehen Neubauten auf dem Plan.

Zum anderen haben viele schwedische Unternehmen
gerade da aussichtsreiche Geschäftsmodelle entwi-
ckelt, wo besonders viel Energie benötigt wird, etwa
beim Bau von Batterien für Elektroautos und bei der
CO2 -freien Stahlerzeugung. Sie sind auf zuverlässige
Stromversorgung und günstige Preise angewiesen.

Und dann kam auch noch der Angriff Russlands auf
die Ukraine. Schweden hat daraufhin seine mehr als
200 Jahre gewahrte Neutralität aufgegeben. Im Ver-
gleich zu diesem historischen Akt war die Abkehr vom
40 Jahre alten Ausstiegsbeschluss ein Klacks. Die Par-
lamentswahlen im Herbst 2022 wurden zu einer Art
Volksabstimmung darüber. Die Konservativen führten
einenPro-Kernkraft-Wahlkampf. Die Aussicht auf nied-
rigere Stromrechnungen und geopolitische Belastbar-
keit überzeugte viele Wähler. Die Sozialdemokraten,
die sich für Wind- statt Kernkraft aussprachen, muss-
ten weichen.

Inzwischen haben auch sie ihre Haltung geändert. An
die Stelle der „erneuerbaren“ ist in ihrem Programm
die „fossilfreie“ Energie getreten, der die Zukunft ge-
hören soll, Atomstrom inklusive. Nennenswerten poli-
tischenWiderstanddagegengibt es inSchwedennicht
mehr. Die Grünen, die ihn äußern, kamen zuletzt auf
5,1 Prozent der Stimmen.

Nun also gilt: Es darf gebaut werden. Eine Obergren-
ze, was die künftige Zahl der Reaktoren angeht, gibt
es nichtmehr. Auch die Beschränkung vonNeubauten
auf die bestehenden Standorte ist entfallen.

Wie viele zusätzliche Reaktoren sind dafür nötig? Wel-
che Technik ist die beste? Und wer stemmt die Inves-
titionen? Das sind die Fragen, auf die der neue Spit-
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zenbeamte in Stockholm Antworten finden soll. Man
wird ihmwohl ein Jahr Zeit dafür gebenmüssen, auch
wenn die Industrie zur Eile mahnt. Jüngst haben die
Chefs namhafter Unternehmen wie Saab, Volvo und
ABB sogar öffentlich einen Beitrag zur Finanzierung
neuer Atomkraftwerke versprochen.

Schon jetzt verbraucht Schweden gemessen an

der Einwohnerzahl gut doppelt so viel Energie wie
Deutschland. Der Bedarf wird sich in den kommenden
20 bis 30 Jahren verdoppeln, lauten die Prognosen.
Die Idee, in dieser Lage auf die Kernkraft zu verzichten
und damit Strompreis sowie CO2 -Ausstoß in die Hö-
he zu treiben, klingt für viele Schweden abwegig. Als
„deutsche Hölle“ hat eine Stockholmer Zeitung dieses
Szenario zuletzt beschrieben.
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Robert Briest

Ein Atommeiler für die Chemie in Leuna?

Andreas Silbersack spricht sich für eine Rückkehr der Atomkraft aus.

Leuna/Magdeburg/MZ. Ein Atomkraftwerk für die
Energieversorgung des Chemiestandorts Leuna? Die-
se Idee hat zumindest der FDP-Fraktionsvorsitzende
Andreas Silbersack im Landtag inMagdeburg ins Spiel
gebracht. In einer Debatte forderte der Liberale, dass
man sich weder in Deutschland noch in Sachsen-
Anhalt vom Thema Atomkraft verabschieden solle,
wenn der Rest der Welt daran festhalte.

Sein Vorschlag: Nicht über große Meiler, aber doch
über neuartige kleinere Atomkraftwerke nachdenken.
Als konkretes Standortbeispiel nannte er im Landtag
Leuna. Auf Nachfrage der MZ erklärte er, warum: „Wir
sehen im Chemiedreieck, wie schwierig die hohen
Strompreise sind.“ Denn die Chemie habe einen ho-
hen Energiebedarf. Und gerade in Leuna würden mo-
derne Entwicklungen vorangetrieben: „Deshalb ha-
be ich nicht ausgeschlossen, dass man das dort tun
kann“, sagte Silbersack und verwies auf Projekte in Po-
len oder den USA, wo mit neuartigen Reaktoren gear-
beitet werden soll.

Die hohen Energiepreise prangert der Chef des
Chemiestandorts Leuna, InfraLeuna-Geschäftsführer
Christof Günther, seit langem an. Er war auch kein Be-
fürworter des deutschen Atomausstiegs im Vorjahr.
Aber ein Atomkraftwerk in Leuna? „Das ist für den
Standort aktuell keine Alternative“, betont er. Histo-
risch sei das allerdings mal anders gewesen: „Es gab
zu DDR-Zeiten fortgeschrittene Planungen für ein AKW
in Leuna. An der Hochschule Merseburg wurden dafür
sogar schon Ingenieure ausgebildet.“ Doch das Pro-
jekt sei dann Sparzwängen zum Opfer gefallen. Heute
gäbe es an Chemiestandorten in denUSA Projektemit
kleineren Reaktoren: „Der Hintergrund ist dabei im-
mer auch die Klimafreundlichkeit. Die gesamte Che-

mie braucht viel verlässliche und günstige Energie.“

Für den SPD-Landtagsabgeordneten Andreas
Schmidt ist ein AKW in Leuna hierfür aber keine geeig-
nete Quelle. „Ich sehe mindestens drei Probleme: Die
Akzeptanz vor Ort, die lange Planungszeit – vor 2040
würde da nichts stehen – und man bräuchte Abnah-
megarantien für denStromvonmindestens 30 Jahren,
damit es sich rechnet.“ Atomstrom müsste einen ge-
setzlichen Vorrang bekommen. Schmidt hält das für
unrealistisch: „Deshalb sind AKW nicht nur ökologisch
gefährlich, sondern auch ökonomisch.“

Ähnlich sahen das in der Landtagssitzung Hendrik
Lange (Linke) und Sebastian Striegel. Der Grünen-
Abgeordnete erklärte, dass AKW wegen der hohen
Baukosten selbst für die Energieversorger unattrak-
tiv seien – außer es gäbe hohe Steuersubventionen.
Zudem würden die Firmen heute für die Technologie
wohl keinen Versicherer mehr finden, undman würde
den gesellschaftlichen Konflikt um die Atomkraft wie-
der eröffnen: „Nicht versicherbar, keinen privaten Be-
treiber, keine Standorte, Großkonflikt – ich sage es ein-
mal so: Das klingt eher nicht nach Gewinnertechnolo-
gie.“ Lange verwies darauf, dass nicht das Land, son-
dern der Bund für das Thema Atomkraft zuständig sei.
„Atomenergie ist gefährlich, teuer und hinterlässt für
Millionen Jahre gefährlichenMüll. Darum ist es richtig,
dass wir aus der Atomenergie aussteigen.“

Silbersack sieht das anders. Die Diskussion um die
Technologie sei in Deutschland in den vergangenen
Jahren vor allem von Angst geprägt gewesen. Gleich-
wohl räumt der Liberale ein, würden konkrete Neu-
baupläne in Deutschland sicherlich zu Diskussionen
führen.
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